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50/04 Berufsausbildung 

Text 

Arbeitsverhinderung 

§ 17a. (1) Im Falle der Arbeitsverhinderung durch Krankheit (Unglücksfall) hat der Lehrberechtigte 
bis zur Dauer von acht Wochen die volle Lehrlingsentschädigung und bis zur Dauer von weiteren vier 
Wochen ein Teilentgelt in der Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der vollen 
Lehrlingsentschädigung und dem aus der gesetzlichen Krankenversicherung gebührenden Krankengeld zu 
gewähren. 

(2) Kur- und Erholungsaufenthalte, Aufenthalte in Heil- und Pflegeanstalten, Rehabilitationszentren 
und Rekonvaleszentenheimen, die aus Gründen der Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit von einem Träger der Sozialversicherung, dem Bundesministerium für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz gemäß § 12 Abs. 4 Opferfürsorgegesetz, einem Bundesamt für Soziales und 
Behindertenwesen oder einer Landesregierung aufgrund eines Behindertengesetzes auf deren Rechnung 
bewilligt oder angeordnet wurden, sind unbeschadet allfälliger Zuzahlungen durch den Versicherten 
(Beschädigten) der Arbeitsverhinderung gemäß Abs. 1 gleichzuhalten. 

(3) Ist dieser Entgeltanspruch nach Abs. 1 und 2 innerhalb eines Lehrjahres ausgeschöpft, so gebührt 
bei einer weiteren Arbeitsverhinderung infolge Krankheit (Unglücksfall) innerhalb desselben Lehrjahres 
die volle Lehrlingsentschädigung für die ersten drei Tage, für die übrige Zeit der Arbeitsunfähigkeit, 
längstens jedoch bis zur Dauer von weiteren sechs Wochen, ein Teilentgelt in der Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen der vollen Lehrlingsentschädigung und dem aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung gebührenden Krankengeld. 
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(4) Im Falle der Arbeitsverhinderung durch Arbeitsunfall oder Berufskrankheit im Sinne der 
Vorschriften über die gesetzliche Unfallversicherung, ist die volle Lehrlingsentschädigung ohne 
Rücksicht auf andere Zeiten einer Arbeitsverhinderung bis zur Dauer von acht Wochen und ein 
Teilentgelt in der Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der vollen Lehrlingsentschädigung und dem 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung gebührenden Krankengeld bis zur Dauer von weiteren vier 
Wochen zu gewähren. 

(5) Wird ein in Abs. 2 genannter Aufenthalt nach einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit 
bewilligt oder angeordnet, so richtet sich der Anspruch nach Abs. 4. 

(6) Die Verpflichtung des Lehrberechtigten zur Gewährung eines Teilentgelts besteht auch dann, 
wenn der Lehrling aus der gesetzlichen Krankenversicherung kein Krankengeld erhält. 

(7) Die Bestimmungen des Artikels I, Abschnitt 1, § 2 Abs. 7, der §§ 3, 4, 6 und 7 sowie Abschnitt 2 
Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG), sind anzuwenden. 

(8) Wird das Lehrverhältnis während einer Arbeitsverhinderung wegen Erkrankung, Unfall, 
Arbeitsunfall oder Berufskrankheit durch den Lehrberechtigten gemäß § 15a aufgelöst, besteht Anspruch 
auf Fortzahlung des Entgelts für die nach Abs. 1 und Abs. 4 vorgesehene Dauer, wenngleich das 
Lehrverhältnis vorher endet. 
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